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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/1919 — 


Entschädigung für Zeugen und Sachverständige 


A. Problem 

Die Entschädigung für Zeugen, Sachverständige und ehren- 
amtliche Richter sind seit dem Jahre 1975 nicht mehr angeho- 
ben worden. Sie entsprechen daher nicht mehr den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, die Bundesregie- 
rung aufzufordern, einen Gesetzentwurf zur Anpassung der 
Entschädigungen für Zeugen, Sachverständige und ehrenamt- 
liche Richter vorzulegen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die entstehenden Mehrkosten werden nach dem vorzulegen- 
den Gesetz zu berechnen sein. Sie verbleiben nur insofern bei 
den Justizverwaltungen des Bundes und der Länder, als sie 
nicht durch die Gebühren gedeckt sind. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bundestag einen Ge- 
setzentwurf zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen (ZSEG) und des Gesetzes über die Entschädigung der ehren- 
amtlichen Richter vorzulegen, in welchem die Höhe der Entschädigungssätze in 
beiden Gesetzen an die wirtschaftliche Entwicklung seit 1977 angepaßt wird. 


Bonn, den 28. Februar 1985 


Der Rechtsausschuß 

Helmrich Buschhorn Lambinus 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Buschbom und Lambinus 


1. Der Antrag der Fraktion der SPD wurde vom 
Deutschen Bundestag in seiner 89. Sitzung vom 
5. Oktober 1984 in erster Lesung beraten und 
dem Rechtsausschuß überwiesen. Der Rechts- 
ausschuß hat den Antrag in seiner 43. Sitzung 
vom 6. Februar 1985 beraten. 

Der Ausschuß hat die vorstehende Beschluß- 
empfehlung einstimmig gefaßt. 

2. Die Entschädigungssätze für Zeugen, Sachver- 
ständige und ehrenamtliche Richter sind zuletzt 
durch Gesetz vom 22. November 1976 (BGBl. I 
S. 3221) angehoben worden. 

Demgegenüber sind beispielsweise die Le- 
benshaltungskosten in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1976 um über 35v.H. gestie- 
gen. 

Die Bundesregierung vertrat bereits im Januar 
1983 die Auffassung, daß sich im Bereich des 
Zeugen- und Sachverständigen-Entschädigungs- 
gesetzes „der bisherige Entschädigungsrahmen 
für hauptberufliche Sachverständige als nicht 
mehr zeitgemäß erwiesen“ habe (Drucksache 
9/2385). Die gleiche Feststellung muß für die 
Entschädigung von Zeugen und ehrenamtlichen 
Richtern getroffen werden. 

Insbesondere die hauptberuflichen, öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständigen, de- 
ren Tätigkeit zu einem erheblichen Teil in der 
Erfüllung gerichtlicher Gutachteraufträge be- 


steht, sind durch die Nichtanpassung der Ent- 
schädigungssätze während der letzten acht 
Jahre angesichts der wirtschaftlichen Entwick- 
lung erheblich benachteiligt worden und haben 
unverhältnismäßig hohe Einkommensverluste 
erlitten. 

Die Anpassung der Entschädigungssätze an die 
wirtschaftliche Entwicklung ist aber nicht nur 
ein Gebot der Gleichbehandlung mit anderen 
Berufsgruppen, sie ist auch erforderlich im Hin- 
blick darauf, daß die Bereitschaft, den Gerichten 
als Sachverständiger oder ehrenamtlicher Rich- 
ter zur Verfügung zu stehen, nicht weiter abneh- 
men darf. 

Zeugen sollen für ihren Verdienstausfall ent- 
schädigt werden. Der augenblicklich noch gel- 
tende Höchstsatz von 12 DM für jede versäumte 
Stunde der Arbeitszeit entspricht dem Grund- 
satz der angemessenen Entschädigimg ange- 
sichts der allgemeinen Einkommensentwick- 
lung in den letzten acht Jahren ebenfalls nicht 
mehr. Es ist daher geboten, auch die Entschädi- 
gung von Zeugen unter Berücksichtigung des 
allgemeinen Lohn- und Einkommensniveaus an- 
zuheben. 

Ohne die notwendige Anpassung werden der 
rechtsuchende Bürger und die Rechtsprechung 
— und damit der Rechtsstaat — einen unerträg- 
lichen und kaum wiedergutzumachenden Scha- 
den erleiden. 


Bonn, den 28. Februar 1985 


Buschbom Lambinus 

Berichterstatter 
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